
PLANVERFAHREN

VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN Nr. 32/18 
"ZUM SONNENBLICK, STENDAL NORD" - HANSESTADT STENDAL

Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, die 
nach § 4 Abs. 2 BauGB 
und § 2 Abs. 2 BauGB 
an der Planung beteilgt wurden
und
aus der Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB

Bewertung der hinweisgebenden Stellungnahmen
zum Entwurf

Stand: 21. Januar 2020

Hinweis:

Die Nummerierung der Stellungnahmen aus Beteiligung nach § 4 
Abs. 2 BauGB ist nicht fortlaufend und nimmt Bezug auf die 
aktuelle, allgemeine TÖB-Liste des Stadtplanungsamtes der 
Hansestadt Stendal
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01. Landesverwaltungsamt

01.a LVwA, vObere Immissionsschutzbehörde

01.b LVwA, Referat Wasser

01.c LVwA, Sachgebiet Abwasser als obere Wasserbehörde

01.d LVwA, Referat Naturschutz, Landschaftspflege, Umweltbildung

01.e LVwA, Referat Denkmalschutz

02. Ministerium für Landesentwicklung und Verkehr

03. Landkreis Stendal

03.1 Untere Immissionsschutzbehörde

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.
Es wird auf die Zuständigkeit der unteren Immissionsschutzbehörde
(Landkreis Stendal) verwiesen.
Der Landkreis Stendal wurde am Planverfahren beteiligt und der Hin-
weis berücksichtigt.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.
Es wird auf die Zuständigkeit der unteren Wasserbehörde (Landkreis 
Stendal) verwiesen.
Der Landkreis Stendal wurde am Planverfahren beteiligt und der Hin-
weis berücksichtigt.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.
Es wird auf die Zuständigkeit der unteren Naturschutzbehörde (Land
kreis Stendal) verwiesen.
Der Landkreis Stendal wurde am Planverfahren beteiligt und der Hin-
weis berücksichtigt.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.
Die Planung ist mit den Erfordernissen der Raumordnung vereinbar.

Der Satz 1 der Begründung wird umformuliert:
Ein möglicher Konflikt zwischen der Wohnbebauung in der Nachbar-
schaft des Vorhabens und den festzusetzenden gewerblichen Nut-
zung im Geltungsbereich des Bebauungsplanes "Langer Weg" war 
bereits bei der Erarbeitung dieses Planes zu bewältigen. Für die öst-
lich liegende gewerbliche Baufläche des BP "Langer Weg" wurde aus
diesem Grund ein eingeschränktes Industriegebiet mit der Bezeich
nung  "GI e 6" mit Lärmkontingenten festgesetzt (63 dB(A) tags/45 
dB(A) nachts), um das Wohngebiet Stendal Nord vor schädlichen Im-
missionen zu schützen. 
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird berücksichtigt.

2

Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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3.2

3.3 Untere Wasserbehörde

04. Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie LSA

06. Deutsche TelekomTechnik GmbH

10. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen
der Bundeswehr

12. Landesamt für Verbraucherschutz Sachsen-Anhalt

Das LvWA, Ref. 402 wurde am Planverfahren beteiligt.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird berücksichtigt.

Aktuelle Planungsunterlagen wurden zwischenzeitlich erarbeitet und 
werden der UWB übergeben.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird berücksichtigt.

Das Vorhandensein eines Bodendenkmals ist in den Planunterlagen 
vermerkt. Den Umgang mit Bodendenkmalen regelt das Denkmal-
schutzgesetz (DenkSchG LSA)
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird berücksichtigt.

Der sonstige Träger öffentlicher Belange äußert keine Anregungen 
oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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14. Stadtwerke Stendal

16. Landesstraßenbaubehörde, Regionalbereich Nord

18. IHK Magdeburg

19. Landesamt für Vermessung und Geoinformation

22. Landesbetrieb für Hochwasserschutz und Wasserwirtschaft

32. Regionale Planungsgemeinschaft Altmark

35. Hansestadt Gardelegen

37. Stadt Tangerhütte

In einer aktuellen Abstimmung mit den Stadtwerken Stendal wurde 
der Standort einer Trafostation am jetzigen Standort bestätigt.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird  nicht berücksichtigt.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Der sonstige Träger öffentlicher Belange äußert keine Anregungen 
oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Behörde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Nachbargemeinde äußert keine Anregungen oder Bedenken.

Die Nachbargemeinde äußert keine Anregungen oder Bedenken.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung

PLANVERFAHREN VORHABENBEZOGENER BEBAUUNGSPLAN Nr. 32/18 "ZUM SONNENBLICK, STENDAL NORD" - HANSESTADT STENDAL 
ENTWURF

14.

16.

18.

19.

22.

22.

35.

37.



Öffentlichkeit/Bürger

Bürger A
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Die Empfehlungen aus der RASt 06 wurden im Geltungsbereich der 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes der Planung zugrunde gelegt.
Daß es im Straßennetz der Hansestadt Stendal auch Straßen gerin-
geren Querschnittes (Engstellen) gibt, ist eine hinzunehmende Tatsa-
chen und auch kein Einzelfall.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.   
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Die beiden Anschlüsse der Neubaustraße an die Anschlußpunkte der
Thüringer und Langobardenstraße sind im Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplan dargestellt.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird berücksichtigt.

Eine Darstellung der Straße zwischen Ausbaugrenze und Preußen-
straße ist nicht erforderlich, da es sich hier um Bestandsstraßen han-
delt, die nicht verändert werden.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Eine Bestimmung der Anschlußpunkte der Ver- und Entsorgung er-
folgt im Ermessen der örtlichen Versorgungsträger entsprechend 
ihrer Netzkapazitäten. Es wird jeweils die für den Betrieb der Netze 
günstigste Konfiguration umgesetzt , um die Versorgungssicherheit 
langfristig sicherzustellen.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Den Alternativen 1 - 3 erfordern die Nutzung von Grundstücken, die 
weder Eigentum der Hansestadt Stendal noch des Vorhabenträgers 
sind. Sie sind somit nicht realisierbar.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Eine zweiseitige Anbindung eines Gebietes bietet Vorteile gegenüber 
einer einseitigen Anbindung mit Wendehammer.
Das Verkehrsaufkommen in den Anschlußstraßen wird halbiert und 
die Versorgungssicherheit der Netze erhöht.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Der Hinweis betrifft nicht den Planungsgegenstand und wird zur 
Kenntnis genommen.

Im Rahmen des Planverfahrens wurde die Öffentlichkeit zwei Mal ent-
sprechend den gesetzlichen Verfahrensvorschriften des BauGB 
beteiligt.
Es erfolgte die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 
Abs. 1 BauGB und die Offenlage der Planunterlagen nach  § 3 Abs. 2
BauGB. Im Zeitraum der einmonatigen Offenlage nach § 3 Abs. 2 
BauGB konnten an die Mitarbeiter des Stadtplanungsamtes auch Fra-
ge zur Planung gestellt werden.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 

siehe Punkte 2, 4 und 5 der Abwägung
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Der Hinweis betrifft nicht den Planungsgegenstand und wird zur 
Kenntnis genommen.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Die zum Erhebungszeitpunkt und Planungsbeginn bereits vollzoge-
nen Baufeldfreimachungsmaßnahmen ließen ein Vorhandensein 
geschützter Arten (Fledermäuse) nicht mehr erkennen. 
Es wurde in der Planbegründung der Zustand beschrieben, der aktu-
ell vorgefunden wurden war.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Im Rahmen der Bescheibung der Umweltzustandes ist auch das 
Schutzgut "Kultur- und Sachgüter" zu bewerten.
Unter dem Begriff Sachgüter sind Gebäude, bauliche Anlagen, 
Plätze, Straßen, Brücken, Mauern u.ä. zu verstehen.
Eine Beeinträchtigung der Wasserführung kann nicht prognostiziert 
werden. Eine Anschüttung verändert nicht die herrschenden Grund-
wasserverhältnisse.
Im Rahmen der Erschließungsplanung wurden Maßnahmen festge-
schrieben, daß Niederschlagswasser von öffentlichen Straßen und 
privaten Grundstücken im Plangebiet versickern kann. 
Es wird darauf hingewiesen, daß der am östlichen Rand des Plange-
bietes vorhandene Graben, der in Richtung Frankenstraße führt,
für eine Wasserableitung zur Verfügung steht. 
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde

Vorschlag für die Abwägung
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Da die Erarbeitung eines Umweltberichtes in diesem Planverfahren 
nicht erforderlich ist, erfolgt die Beschreibung des zu Planungsbeginn
vorgefundenen Umweltzustandes auf der Basis allgemein zugängli-
cher Informationen.
Die erwähnte Artenvielfalt wurde bei der Bestandsaufnahme nicht 
mehr vorgefunden worden.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans  "Zum 
Sonnenblick, Stendal Nord" erfolgt auf der Grundlage des § 13 b 
BauGB.
Bei der Fallzuordnung zu § 13 b BauGB gelten Eingriffe, die durch die
Aufstellung eines Bebauungsplans zu erwarten sind, im Sinne des 
§ 1 a Abs. 3 Satz 5 BauGB als vor Beginn des Planverfahrens erfolgt 
oder zulässig.
Die Erstellung eines Umweltberichtes ist bei Anwendung der § 13 b 
BauGB gesetzlich nicht erforderlich.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde
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Der Vorhaben- und Erschließungsplan enthält alle  notwendigen An-
gaben.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde
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Hauspost I
1. 1.



Es ist die zulässige Höhe baulicher Anlagen ist festgesetzt. 
Das kann die Firsthöhe als auch die Dachrandhöhe bei Flachdä-
chern sein. 
Die Dachform wurde nicht durch Festsetzungen eingeschränkt.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Die Anordnung eines Wendehammers ist wegen der geringen Stra-
ßenlänge nicht erforderlich.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

Der Vorhaben- und Erschließungsplan enthält alle  notwendigen An-
gaben.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird berücksichtigt.
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Behörde oder sonstiger Träger öffentlicher Belange, der im Rahmen der Be-
teiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB beteiligt wurde
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Die vom Landkreis Stendal per Bescheid festgesetzten Ersatzpflan-
zungen wurden vollständig in die Planunterlagen aufgenommen.
Die geforderte Streichung entspricht genau dem Bescheidsinhalt.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt. 

Es wurde nicht begründet, warum der Bezug auf die Baumschutzsat-
zung zu streichen ist. Darüber hinaus wurde kein rechtlicher Bezug 
zum Formulierungsvorschlag angegeben.
Abwägungsvorschlag: Der Hinweis wird nicht berücksichtigt.

15
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